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Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung mietpreisrechtlicher 
Vorschriften in der kreisfreien Stadt München und im Landkreis München 
sowie in der Freien und Hansestadt Hamburg 


A. Problem 

Der Gesetzentwurf verfolgt das Ziel, die in der kreisfreien 
Stadt München und im Landkreis München sowie in der Freien 
und Hansestadt Hamburg für vor dem 20. Juni 1948 bezugs- 
fertig gewordene Altbauwohnungen bis zum 31. Dezember 1974 
geltenden besonderen mietpreisrechtlichen Vorschriften — so- 
genannter „Grauer Kreis" — letztmalig um weitere drei Jahre 
zu verlängern, um eine Einbindung des Altbaubestandes in den 
Gültigkeitsbereich des Wohnraumkündigungsschutzgesetzes 
ohne wesentliche Mietsteigerungen zu ermöglichen. 

Die berechtigten Belange der Hausbesitzer werden durch die 
Novellierung des Neunten Bundesmietengesetzes gewahrt. 

Gleichzeitig wird dem Ziel der Altbaumodernisierung durch eine 
neu eingeführte Vorschrift zur Regelung modernisierungs- 
bedingter Mieterhöhungen Rechnung getragen. 


B. Lösung 

Änderung der einschlägigen Stichtage. 


C. Alternativen 

entfallen 


D. Kosten 

Es entstehen keine Kosten. 
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Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung mietpreisrechtlicher 
Vorschriften in der kreisfreien Stadt München und im Landkreis München 
sowie in der Freien und Hansestadt Hamburg 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Zweiten Bundesmietengesetzes 

Das Zweite Bundesmietengesetz vom 23. Juni 
1960 (Bundesgesetzbl. I S. 389), zuletzt geändert 
durch das Zweite Gesetz zur Änderung mietpreis- 
rechtlicher Vorschriften in der kreisfreien Stadt 
München und im Landkreis München sowie in der 
Freien und Hansestadt Hamburg vom 30. Oktober 
1972 (Bundesgesetzbl. I S. 2054), wird wie folgt 
geändert: 

§ 18 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Dieses Gesetz tritt in der kreisfreien Stadt 
München und im Landkreis München (Gebietsstand 
bis zum 30. Juni 1972) sowie in der Freien und 
Hansestadt Hamburg mit Ablauf des 31. Dezember 
1977 außer Kraft." 

Artikel 2 

Änderung des Neunten Bundesmietengesetzes 

Das Neunte Bundesmietengesetz vom 30. Okto- 
ber 1972 (Bundesgesetzbl. I S. 2054) wird wie folgt 
geändert: 

1. § 1 erhält folgende Fassung: 

«§ 1 

Mieterhöhung 

(1) In der kreisfreien Stadt München und im 
Landkreis München (Gebietsstand bis zum 
30. Juni 1972) sowie in der Freien und Hanse- 
stadt Hamburg darf bei preisgebundenem Wohn- 
raum, der bis zum 20. Juni 1948 bezugsfertig 
geworden ist, die am 31. Dezember 1974 preis- 
rechtlich zulässige monatliche Grundmiete vom 
1. Januar 1975 an um 10 vom Hundert erhöht 
werden. Der Vermieter kann die auf die Miet- 


erhöhung gerichtete Erklärung vom 1. Januar 
1975 an abgeben. 

(2) Grundmiete im Sinne des Absatzes 1 ist 
die preisrechtlich zulässige Miete nach dem 
Stande vom 31. Dezember 1974 abzüglich folgen- 
der in ihr enthaltener Beträge: 

1. Umlagen für Wasserverbrauch, 

2. Kosten des Betriebes der zentralen Hei- 
zungs- und Warmwasserversorgungsanlagen, 

3. Umlagen für laufende Mehrbelastungen seit 
dem 1. April 1945, 

4. Untermietzuschläge, 

5. Zuschläge wegen Nutzung von Wohnraum 
zu anderen als Wohnzwecken, 

6. Mieterhöhungen für Wertverbesserungen 
nach § 12 der Altbaumietenverordnung. 

Die in Satz 1 genannten Beträge dürfen neben 
der nach Absatz 1 erhöhten Grundmiete erho- 
ben werden. 

(3) Die am 31. Dezember 1975 preisrechtlich 
zulässige monatliche Grundmiete darf vom 
1. Januar 1976 an um weitere 15 vom Hundert 
erhöht werden, sofern der Vermieter bauliche 
Verbesserungen und Einrichtungen im Sinne von 
§ 12 Abs. 1 Nr. 1 der Altbaumietenverordnung 
vorgenommen hat. Bei Maßnahmen im Sinne von 
§ 12 Abs. 1 Nr. 2 und 3 der Altbaumietenverord- 
nung tritt an die Stelle einer Erhöhung um 
15 vom Hundert eine solche von 5 vom Hun- 
dert. Der erhöhte Mietzins darf den Mietzins 
für vergleichbaren Wohnraum nicht überstei- 
gen." 

2. § 2 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Der Antrag kann vom 1. Januar 1975 an ge- 
stellt werden." 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1975 in Kraft. 


Bonn, den 13. Februar 1974 
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Begründung 


In Hamburg und München endet die Mietpreisbin' 
düng am 31. Dezember 1974 nach Artikel 1 des 
zweiten Gesetzes zur Änderung mietpreisrechtlicher 
Vorschriften in der kreisfreien Stadt München so- 
wie im Landkreis München und der Freien und Han- 
sestadt Hamburg vom 30. Oktober 1973. 

Nach Wegfall der Mietpreisbindung Ende dieses 
Jahres ist zu befürchten, daß das Mietniveau für 
Altbauwohnungen unangemessen angehoben wird. 
Da in Hamburg und München bisher trotz ausge- 
dehnter Neubautätigkeit kein ausgeglichener Woh- 
nungsmarkt besteht und die Nachfrage vor allem 
nach preisgünstigen Wohnungen wesentlich höher 
ist als das Angebot, sind erhebliche Mieterhöhungen 
bei Altbauwohnungen von der Wohnungsmarktlage 
her durchsetzbar. 

Diese Befürchtung wird durch das häufig geäußerte 
Bedürfnis verstärkt, nach Wegfall der Preisbindung 
den seit Jahrzehnten aufgestauten Nachholbedarf an 
Mieterhöhungen durchzuführen, einen Nachholbe- 
darf, der objektiv nicht besteht. 

Um zu vermeiden, daß nach Aufhebung der Miet- 
preisbindung für viele Mieter soziale Härten ent- 
stehen, erscheint es notwendig, die Mietpreisbin- 


dung in Hamburg und München letztmalig um wei- 
tere drei Jahre bis zum 31. Dezember 1977 zu ver- 
längern. 

Diese Fristverlängerung soll insbesondere der Vor- 
bereitung einer späteren Erstreckung des zur wei- 
teren Ausgestaltung anstehenden Wohnraumkündi- 
gungsschutzgesetzes auf den Altbaubestand in 
Hamburg und München dienen. 

In Anpassung an die Kostenentwicklung wird dem 
Vermieter die Möglichkeit eingeräumt, die am 
31. Dezember 1974 preisrechtlich zulässige monat- 
liche Grundmiete um 10 v. H. zu erhöhen. Weist der 
Vermieter nach, daß die erhöhte Grundmiete we- 
sentlich unter der nach einer Ertragsberechnung 
errechneten Miete bleibt, kann von der Preisbehörde 
auch künftig eine entsprechend höhere Miete ge- 
nehmigt werden. 

Mit dem Ziel, die Erhaltung des Altbaubestandes 
zu sichern, wird darüber hinaus die Möglichkeit 
eröffnet, die preisrechtlich zulässige Miete vom 
1. Januar 1976 an um 15 v. H. zu erhöhen, soweit 
entsprechende Modernisierungsmaßnahmen durch- 
geführt werden. 
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